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den Diskussion durchaus eine Rolle, wobei wir es allerdings 
recht bemerkenswert fanden, daß das GIW offenbar weithin 
unbekannt ist.

Von atemberaubendem Interesse war — jedenfalls für die 
anwesenden DDR-Juristen — der Vortrag von Herrn Dipl.- 
Chem. R. W u l f  (BRD) zum Thema „Altlastenproblematik 
aus der Sicht der Bundesrepublik“ (AK Umwelt- und Im­
missionsschutzrecht). Er unterstellte u. E. zutreffend, daß es 
in absehbarer Zeit zu einer Übernahme der einschlägigen 
Regelungen der BRD kommen werde und daß dann die Frage 
entsteht, wer Altlasten zu beseitigen habe. Da dafür norma­
lerweise nur der Handlungsstörer oder der Zustandsstörer in 
Betracht kämen, dies aber nicht ohne weiteres tragbar er­
scheine, regte er an, in der DDR Ländergesetze zu schaffen, 
die es der öffentlichen Hand übertragen, die Sanierung zu 
übernehmen. Alternativ seien die Möglichkeiten für eine 
privatrechtliche Regelung zu prüfen, die den Nutzungsgeber 
verpflichtet, für die Sanierung Sorge zu tragen oder aber der 
(von Wulf selbst letztlich wohl präferierte) Abschluß öffent­
lich-rechtlicher Verträge, durch die sich die öffentliche Hand 
verpflichtet, anstehende Sanierungsmaßnahmen zu überneh­
men. Wir vermögen überhaupt nicht zu beurteilen, ob bzw. 
inwieweit man den Wulfschen Überlegungen zu folgen haben 
wird; völlig klar scheint uns aber zu sein, daß hier eine Art 
„Zeitbombe“ tickt, die dringlich einer Entschärfung in Ge­
stalt tragfähiger gesetzgeberischer Entscheidungen bedarf.

Für den AK Verfassungs- und Verwaltungsrecht stellte 
Herr W. В ich m a n n  (BRD) „Überlegungen zur Entwick­
lung des öffentlichen Dienstrechts in der DDR“ vor. Seiner 
Ansicht nach müsse auf Länderebene möglichst schnell ein 
Beamtenkörper geschaffen werden. Notwendig seien in die­
sem Zusammenhang gesetzliche Regelungen, die den Status 
der Beamten bestimmen. Ein entsprechendes Rahmengesetz 
solle dafür die Grundlage bilden. Dies sei eine wichtige Ziel­
stellung, deren Realisierung in engstem Zusammenhang mit 
dem Beitritt der Länder nach Art. 23 GG zu erfolgen habe.

Kontrovers wurde im Anschluß daran vor allem die Ver­
fahrensweise im Hinblick auf die derzeitigen sog. Berufungs­
kader diskutiert. Deren Übernahme in ein Beamtenverhältnis 
ist von der Koalitionsregierung bekanntlich ausgeschlossen 
worden. Die Mehrheit der Diskussionsteilnehmer sprach sich 
indes für ein differenziertes Herangehen an diese Frage aus, 
wobei insbesondere vorgeschlagen wurde, zwischen Berufun­
gen wegen „Linientreue“ und solchen wegen Sachkompetenz 
zu unterscheiden.

Zur Problematik „Wirksamkeit von Enteignungen“ im AK 
Sachenrecht und Enteignungen sprachen Herr Dr. H.-D. 
K i t t k e  (BRD) und Herr Dr. R. К ose w ä h r  (DDR). 
Dr. Kittke ging davon aus, daß die Rückabwicklung vermö­
gensrechtlicher „Verschiebungen“ der Vergangenheit ein 
außerordentlich komplizierter Vorgang sei. Die Variations­
breite möglicher Ansprüche der Betroffenen aus Ost und West 
wäre sachlich und zeitlich nahezu unbegrenzt. Sie reiche von 
den ersten Enteignungen durch die sowjetische Besatzungs­
macht über die Bodenreform bis hin zu sehr problematischen 
Enteignungen der jüngeren und jüngsten Zeit. In diesem Zu­
sammenhang gab er — sichtlich auch mit Blick auf den Er­
halt eines gewissen Rechtsfriedens — zu bedenken, ob man 
nicht die Rückabwicklung von Vermögensverschiebungen zeit­
lich begrenzen könne, etwa auf den Gründungstag der DDR, 
d. h. den 7. Oktober 1949. Die Enteignungen der 40er Jahre 
gingen letztlich auf Befehle der sowjetischen Besatzungsmacht 
zurück. Im übrigen müsse insgesamt sehr differenziert ge­
prüft werden, unter welchen Voraussetzungen und in welcher 
Weise berechtigte Ansprüche der Betroffenen reguliert werden 
können. Wenn beispielsweise seit etwa 1960 Enteignungen 
gegen Entschädigung nach dem Aufbau- bzw. dem Bauland­
gesetz zum Zwecke des Straßenbaus, des Baus von Kraftwer­
ken oder des Braunkohlentagebaus erfolgt sind, dann betra­
fen derartige Maßnahmen Bewohner der DDR und Auswär­
tige gleichermaßen. Eine Rückabwicklung dürfte in diesen Fäl­
len wohl auch dann nicht mehr möglich sein, wenn eine (re­
gelmäßig) zu geringe Entschädigung gezahlt wurde und auch 
das förmliche Verfahren keineswegs den westlichen Vorstel­
lungen — vor allem im Hinblick auf den Rechtsschutz — ent­
sprach. Gänzlich anders seien hingegen Enteignungen insbe­

sondere auf der Grundlage des Verteidigungsgesetzes zu be­
urteilen, bei denen eine Rückübereignung (gegen Rückzahlung 
empfangener Entschädigung) am ehesten geeignet erschiene, 
schnell wieder zu normalen Zuständen in diesem Bereich zu 
kommen. Kittke verwies darauf, daß der Gesetzgeber der 
DDR mit dem Unternehmensgesetz vom 7. März 1990 (GBl. I 
Nr. 17 S. 141) eine erste Rechtsgrundlage für Reprivatisierun­
gen geschaffen habe (insb. § 17 ff.). Ein weiterer notwendi­
ger Schritt in diese Richtung sei die unverzügliche Aufhebung 
der unter staatliche Verwaltung genommenen Grundstücke 
von Westdeutschen und Westberlinern.

Dr. Kosewähr verwies in seinem Beitrag darauf, daß die 
Regierungsparteien in der DDR in ihrer Koalitionsverein­
barung davon ausgingen, daß der Prozeß der Bildung des 
Volkseigentums allenfalls partiell in Frage zu stellen sei, daß 
Rückabwicklungen nur in sachlich und/oder zeitlich vorher­
bestimmten Grenzen stattfinden könnten. Nach Ansicht des 
Referenten gäbe es dafür gute Gründe, nicht zuletzt die schwer 
kalkulierbaren sozialen Folgen in der DDR selbst sowie die 
derzeit nicht hinreichend exakt beantwortbare Frage, was 
eine generelle Rückabwicklung kosten würde. Immerhin 
müsse in zahlreichen Fällen damit gerechnet werden, daß 
nicht nur diejenigen Ansprüche geltend machen werden, zu 
deren Ungunsten Volkseigentum gebildet worden ist, sondern 
auch diejenigen, die im Vertrauen auf Rechtsgültigkeit und 
Bestandskraft des Volkseigentums investiert haben, wobei in 
dem einen wie in dem anderen Falle der Anspruchsgegner der 
Staat wäre.

Er vertrat im weiteren die These, daß die Gültigkeit 
von Enteignungen nach denjenigen Maßstäben zu beur­
teilen sei, die in Zeit und Raum durch alliiertes und sowjeti­
sches Besatzungsrecht sowie durch das Verfassungs- und Ge­
setzesrecht der SBZ DDR bestimmt waren. Es sei indes ein 
fundamentaler Irrtum, anzunehmen, daß bei Anlegung dieses 
Maßstabes alle Enteignungen und enteignungsgleichen Ein­
griffe der Vergangenheit а priori Bestand hätten. Vielmehr 
gäbe es in nicht unbeträchtlichem Umfange Fahrnis und Im­
mobilien, die auf eine, mit dem jeweils geltenden Recht 
gänzlich unvereinbaren Weise in Volkseigentum gelangt sind. 
Nach Kosewähr sei es nicht hinnehmbar, wenn Eigentumsein­
griffe folgenlos blieben, die außerhalb des ohnehin bis hart 
an die Grenze des Erträglichen gehenden rechtlich gestützten 
Handlungsspielraumes der Behörden erfolgt sind. Eine ganz 
andere Frage sei es dann, ob die Folge im konkreten Falle 
in einer Rückübereignung, in der Zählung einer angemesse­
nen Entschädigung oder in irgendeinem anderen Ausgleich 
besteht.

Seine weiteren Ausführungen stimmten dann schon auf die 
abschließende Podiumsdiskussion zum Thema „Volkseigen­
tum — quo vadis?“ ein, wobei der Referent im Kern die 
These vertrat, daß es im Hinblick auf das weitere Schick­
sal des Volkseigentums nicht so sehr darum ginge, einer „hö­
heren Gerechtigkeit“ zum Siege zu verhelfen, sondern viel­
mehr darum, das Volkseigentum im echten Sinne produktiv 
zu machen, wobei er es für sehr fraglich hielt, daß dies etwa 
durch die Ausgabe von Anteilscheinen an die Einwohner der 
DDR erreicht werden könne.

Um eben diese Frage drehte sich dann auch die Podiums­
diskussion, die u. E. jedoch nicht das hielt, was sie von ihrem 
Gegenstand und den Teilnehmern her gesehen versprach. Die 
Diskussion drehte sich vornehmlich um die bekannte Anre­
gung von Albrecht Graf M a t u s c h k a ,  an jeden DDR-Bür­
ger einen Anteilschein auszugeben. Leider war dies jedoch 
über weite Strecken keine Diskussion im eigentlichen Sinne, 
sondern mehr der Versuch einer Verständigung zwischen 
Matuschka und größeren Teilen des Auditoriums über den 
eigentlichen Inhalt und die Konsequenzen dieser Anregung.

Insgesamt gesehen ging die erste Jahrestagung der Ver­
einigung über die Erwartungen hinaus, die für gewöhnlich 
an Veranstaltungen dieser Art gestellt werden. Es bleibt al­
lerdings der künftigen Arbeit der Vereinigung Vorbehalten, 
die vielfältigen Überlegungen gezielt in die praktische Politik 
einzubringen und für entsprechende Entscheidungen nutzbar 
zu machen. Folgerichtig haben sich im Ergebnis der Tagung 
zahlreiche weitere Arbeitskreise mit einer klaren Ausrich­
tung auf ganz praktische aktuelle Bedürfnisse konstituiert.


